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Über meine Arbeit und alles, was damit zusammenhängt – 
vom Wahlkreis bis ins politische Berlin

Intro
Sommerpause. Nach einer anstrengen-
den letzten Sitzungswoche verlasse ich 
Berlin mit dem Zug Richtung Kiel. Die 
Zeit in der Bahn ist für mich immer 
kostbar: Ich kann liegengebliebene 
Post und Mails abarbeiten, manchmal 
bleibt auch Muße zum Lesen oder ei-
gene Texte schreiben. Etwa diesen hier.
Als es zuletzt richtig heiß war, hat der 
Zug mehr als neun Stunden für die 
Strecke Berlin - Kiel gebraucht. Diese 
letzte Hitzewelle mit drei Temperatur-
rekorden müsste eigentlich selbst der 
Frau Wirtschaftsministerin Reiche die 
Dringlichkeit ins Hirn gehämmert ha-
ben: Deutschland muss zackig aus 
sämtlichen fossilen Energien auszu-
steigen. Doch was macht die Regie-
rungskoalition? Sie setzt noch einen 
obendrauf: SPD und CDU/CSU haben 
das unsägliche Gebäudemodernisie-
rungsgesetz beschlossen. Mit „Moder-
nisierung“ hat das Gesetz dabei wenig 
zu tun. Besser passte „Teurer-Wohnen-
Gesetz“, denn es erlaubt Öl- und Gas-
heizungen über 2045 hinaus. Zwar sol-
len vermehrt „grüne Kraftstoffe“ zum 
Einsatz kommen, aber die werden 
eben ihren Preis haben. Viel schlimmer 
noch: Es ist völlig unklar, 

wie sich dieses Gesetz auf das Errei-
chen der Klimaziele auswirken wird. 
Dazu lagen dem Parlament zum Zeit-
punkt der Abstimmung keinerlei Infor-
mationen vor. Das ist eine völlige 
Blackbox.
Unsere Fraktion hatte deshalb vor dem 
Bundesverfassungsgericht ein Eilver-
fahren angestrengt. Wir wollten mehr 
Zeit für die Beratungen erwirken, 
Transparenz über die möglichen Aus-
wirkungen schaffen, Daten einfordern. 
Das Gericht lehnte unsere Klage ab.
Diese Niederlage ist aber eher An-
sporn, noch widerständiger und wider-
spenstiger im Parlament zu agieren. 
Wir werden uns mit aller Kraft gegen 
diese Politik der Zerstörung unserer 
Lebensgrundlagen stemmen! Eine zer-
störende Wirkung wird diese letzte Sit-
zungswoche aber nicht allein in ökolo-
gischer Hinsicht haben. Geradezu de-
saströs wird sich das beschlossene 
Kürzungspaket von SPD und Union auf 
weite Teile der Gesellschaft auswirken.
Ich verstehe nicht, wie die Regierung 
so handeln konnte. Wollen sie kurz vor 
den Wahlen in Sachsen-Anhalt und 
MeckPomm der AfD noch mehr Wäh-
ler*innen zutreiben?!? Schaut man auf 
die mahnende Geschichte unseres 
Landes, wirkt die aktuelle, stümperha-



Besuch der Comenius-Schule in 
Flensburg 

Gemeinsam mit den Schüler*innen 
des Produktiven Lernens haben wir 
über ihren Berlin-Besuch, den Alltag im 
Bundestag Ausbildungsperspektiven 
und fehlende Aufenthaltsorte für Ju-
gendliche in der Stadt gesprochen. Au-
ßerdem ging es um die wichtige Arbeit 
der Respekt Coaches, deren erfolgrei-
ches Bundesprogramm zum Jahresen-

Neues aus 
dem Norden2
Besuch bei zwei Jüdischen Gemein-
den in Schleswig-Holstein

Der Austausch mit ihren Vertreterinnen 
und Vertretern war sehr interessant. Im 
Mittelpunkt standen Gespräche über 
die aktuelle Situation jüdischen Le-
bens, darunter auch Wahrnehmungen 
im Zusammenhang mit der Linken. Be-
sonders beeindruckend waren auch die 
Einblicke in die Gemeindearbeit sowie 
die historischen Thora-Rollen. 

fte Politik der Koalition leider wie eine 
Blaupause jener Politik, die im deut-
schen Faschismus mündete. Das 
macht fassungslos und wenn es Die 
Linke nicht gäbe, man könnte verzwei-
feln. Aber es gibt uns. Das macht 
Hoffnung, bedeutet aber auch eine gro-
ße Verantwortung. Derer müssen wir 
uns bewusst sein. Angesichts des Bun-
desparteitags ist mir richtig klar gewor-
den: Wir dürfen uns nicht in spaltende 
Debatten verlieren. Wir müssen uns vor 
allem auf unsere Kernthemen fokus-
sieren, an einem Strang ziehen. Wie 
sehr uns das gelingt, können wir bei der 
Erarbeitung unseres Landtags-
Wahlprogramms und bald auch im 
Wahlkampf unter Beweis stellen. Es ist 
höchste Zeit, dass Die Linke wieder im 
Landtag in Schleswig-Holstein vertre-
ten ist. Ich bin überzeugt, gemeinsam 
schaffen wir das, und ich will mich ent-
schlossen dafür einsetzen!
In diesem Newsletter haben mein 
Team und ich einiges aus den letzten 
Wochen für Euch zusammengetragen. 
Alles abzubilden, hätte an dieser Stelle 
den Rahmen gesprengt. Dafür möchte 
ich Euch meine Social-Media-Kanäle 
empfehlen.
Das Allerbeste ist ohnehin, wenn wir 
direkt miteinander ins Gespräch kom-
men. Wenn ich noch nicht bei Euch vor 
Ort war, lasst uns gerne was verabre-
den. Und falls ich schon bei Euch war, 
komme ich gerne wieder.

Jetzt habt eine gute Zeit, genießt den 
Sommer, bleibt gesund!
Euer Gösta



Fahrt zur KZ Gedenkstätte Kaltenkir-
chen 

Auf Vorschlag der Genoss:innen des KV 
Segeberg haben wir Anfang Juli die KZ-
Gedenkstätte Springhirsch bei Kalten-
kirchen besucht. Wir wurden von Marc 
Czychy, Leiter der Gedenkstätte, über 
das Gelände und durch die kleine, sehr 
beeindruckende Ausstellung geführt, 
haben uns über die Bedingungen der 
Gedenkstättenarbeit ausgetauscht und 
eine Spende des Fraktionsvereins der 
Linken im Bundestag übergeben.

In Springhirsch befand sich ein Außen-
lager des KZ Neuengamme. Mehr als 
1.000 Menschen wurden hier noch im 
letzten Kriegsjahr zur Arbeit am Bau ei-
nes in der Nähe geplanten Militärflug-
hafens gezwungen. Es waren überwie-
gend junge Männer, die die Nazis dafür 
aussuchten und die sie hier unter un-
menschlichsten Bedingungen zu Hun-
derten in den Tod geschunden haben. 
Nach dem Krieg wurde die Existenz des 

Lagers Jahrzehnte verschwiegen. Die 
Täter aus SS und Wehrmacht waren 
bekannt, doch für ihre grausamen Ta-
ten wurden sie nie zur Rechenschaft 
gezogen. Ein Hauptmann des Lagers 
kehrte sogar als Lehrer in den Schul-
dienst zurück. Der Besuch hat uns vor 
Augen geführt, wie wichtig und wertvoll 
die Arbeit der Gedenkstätten ist. Es 
fühlt sich übrigens nicht richtig an, 
dass sich das Gelände im Besitz der 
Hamburger Flughafengesellschaft be-
findet. Es sollte der Gedenkstätte über-
eignet werden.

Und noch etwas muss passieren: Ob-
wohl Springhirsch direkt an der B 4 
liegt, ist die Gedenkstätte mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln nicht erreichbar. 
Das muss sich dringend ändern. Ein 
solcher Ort muss für alle Menschen zu-
gänglich gemacht werden.

3
de auslaufen soll – ein herber Verlust 
für die präventive Arbeit an unseren 
Schulen.
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Besuch der Goethe-Schule in 
Flensburg

Auf Einladung der Schüler*innen gab 
es eine große Fragerunde in der alle er-
denklichen Themenbereiche bespro-
chen wurden. Von was die Ausschuss-
arbeit ausmacht und bedeutet über 
Mobilität bis hin zu internationaler Poli-
tik. Es war sehr toll auf der einen Seite 
die Interessen und Bedenken der 
Schüler*innen zu hören und auf der 
anderen Seite meine Arbeit erklären zu 
können. 

Beratung zum Kriegsdienst in Lübeck

Seit Dezember 2025 gibt es ein regel-
mäßige Beratungs- und Informations-
angebot rund um das Thema Kriegs-
dienstverweigerung im Lübecker Wahl-
kreisbüro in Zusammenarbeit mit dem 
DFG-VK. Wir haben auch einen Infor-
mations-Flyer zum Thema ausgearbei-
tet. Bei Interesse schicken wir Euch 
gerne eine kleinere oder größere Stück-
zahl zu. Meldet Euch. Der Flyer eignet 
sich zum Verteilen an Infoständen, 
oder zum Auslegen in den Parteibüros.
Kein junger Mensch darf zum Dienst an 
der Waffe gezwungen werden.

Stadtwerketour

Stadtwerke sind der zentrale Akteur, 
um vor Ort günstigen, sauberen Strom 
und Wärme zu produzieren. Gleichzei-
tig haben viele Stadtwerke Probleme 
mit der Finanzierung der Energiewen-
de. Dafür waren mein Team und ich un-
terwegs, um drei Stadtwerke zu be-
sichtigen und über deren Strategien 
und Herausforderungen für eine sau-
bere Strom- und Wärmeerzeugung zu 
sprechen. In Neuruppin, Hannover und

Flensburg haben wir spannende Einbli-
cke bekommen und die Kraftwerke be-
sichtigt. Wir kämpfen für eine ausrei-
chende und schnelle Finanzierung der 
Energiewende und brauchen dringend 
eine Abkehr von der aktuellen Politik 
von Merz, Reiche und Co., die die Men-
schen teuer zu stehen kommt. Kon-
zepte für bezahlbare, saubere Energie 
und kommunale Finanzierung gibt es 
bereits und es liegt an uns, diese fort-
zuentwickeln. 

Treffen mit Landesverband Energie- 
und Wasserwirtschaft zusammen mit 
TenneT, GP Joule
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Anti-AfD-Demos in Flensburg

Bereits zwei Mal haben wir uns dieses 
Jahr gemeinsam mit hunderten Flens-
burger*innen den Infoständen der AfD 
entgegengestellt. Angesichts einer Poli-
tik der Bundesregierung, die durch den 
Abbau des Sozialstaates und eine ver-
schärfte Migrationspolitik dem Faschis-
mus den Boden bereitet, ist unser Wi-
derstand gefragter denn je – in den 
Parlamenten und auf der Straße. Unser 
gemeinsames Zeichen war eindeutig: 
Faschismus hat in unserer Stadt keinen 
Platz.

Pressefrühstück in Kiel mit Landes-
sprecher*innen und Tamara 

Veranstaltung: Nein zur Wehrpflicht

Im Lauenburgischen und andernorts: 
Windkraftausbau braucht regionale 
Mitsprache und Beteiligung

Damit wir das fossile Zeitalter hinter 
uns lassen können, müssen Wind- und 
Solarenergie massiv ausgebaut werden. 
Auch bei uns in SH. Das Land will 5,5% 
seiner Fläche für Windkraftanlagen 
ausweisen. Das ist ambitioniert und 
trifft nicht überall auf Zuspruch. Um die 
Diskussion etwa im Lauenburgischen 
zu versachlichen, hat der dortige Kreis-
verband Mitte Juni in Mölln eine gutbe-
suchte Informationsveranstaltung zum 
Thema Windkraftausbau organisiert. 
Die Mär vom Infraschall und der angeb-
lichen „Verschandelung der schönen 
Landschaft“ samt sinkender Immobili-
enpreise rund um die Windmühlen 
wurde natürlich auch in Mölln vorgetra-
gen. Übrigens von zwei Anhänger:innen 
des BSW. Mehrheitlich interessierte 
sich das Publikum aber für die Frage: 
Wie können Planung und Betrieb trans-
parent gestaltet werden, und wie 
schaffen die riesigen Windmühlen ei-
nen Mehrwert für die Menschen vor Ort.
Gösta begrüßte den jetzt geplanten 
massiven Windkraftausbau, aber er 
müsse ganz anders gedacht und ange-
gangen werden: Sozial gerecht, dezen-
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tral und unter strenger Bürgerbeteili-
gung. Anwohnende und Kommunen 
müssten direkt an den Windenergiean-
lagen beteiligt werden, durch ange-
messene finanzielle Entschädigungen, 
vergünstigte Regionaltarife oder direkte 
(Mit)inhaberschaft. Nur das werde die 
nötige Akzeptanz in der Bevölkerung 
schaffen und zum zügigen Ausbau füh-
ren. Für diese linkspolitische Sicht auf 
das Thema hat Gösta in Mölln viel Zu-
spruch erhalten.

Einen herzlichen Dank an den KV Lau-
enburg für die tolle Vorbereitung und 
Ausrichtung der Veranstaltung.

Besuch Kappelner Werkstätten 

Die Kappelner Werkstätten gehören zu 
den größten Arbeitgebern der Region. 
Ich habe mich dort mit dem Werkstatt-
leiter, dem Werkstattrat und der Mitar-
beitervertretung getroffen. Der Besuch 
hat deutlich gemacht, dass faire Teilha-
be, Wertschätzung und gute Arbeits-
bedingungen nicht allein vom Willen 
der Verantwortlichen sondern auch von 
gesetzlichen Vorgaben abhängig ist. 
Klargeworden ist, dass die gesetzlichen 
Regelungen noch erhebliche Lücken 
und Graubereiche aufweisen. Das 
muss schnellstens geändert werden.

Gespräch zum FÖJ im Knikhus in 
Schwentinental

Eine der Einsatzstellen für ein Freiwilli-
ges Ökologisches Jahr in Schleswig-
Holstein ist das Knikhus des BUND in 
Schwentinental. Dort traf sich Gösta zu 
einem Austausch mit Birgitt Fitschen, 
langjährige Leiterin und Koordinatorin 
der Ökologischen Freiwilligendiensten 
Koppelsberg, Josh Geertz vom Knikhus 
und sechs jungen Menschen, die der-
zeit an verschiedenen Stellen im Land 
ein Freiwilliges Ökologisches Jahr leis-
ten, darunter auch die derzeitigen Lan-
dessprechenden der ökologischen 
Freiwilligendienste. Vom Koppelsberg 
aus werden aktuell 122 landesgeförder-
te Plätze und weitere zehn von Trägern 
selbst finanzierte Plätze koordiniert 
und betreut. Damit sind sie die größte 
Trägergemeinschaft im Land.

Das FÖJ gibt es seit 1992. Der Freiwilli-
gendienst war von Anfang an partizipa-
tiv ausgerichtet: Auf Landes- und Bun-
desebene existieren Interessensvertre-
tungen, Landes- bzw. Bundespreche-
rinnen werden jeweils für ein Jahr ge-
wählt und stehen insbesondere der Po-
litik als Ansprechpartner:innen zur Ver-
fügung. Die Kontinuität in der Gremien-
arbeit ist gewährleistet: Ehemalige 
Sprechende stehen den Neuen oft 
noch über Jahre hinweg beratend zur 
Seite. Jährlich wird von den Bundes-

Besuch beim SDS an der EUF
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Neues aus 
Berlin

sprechenden ein Positionspapier mit 
aktuellen Forderungen an die Politik er-
arbeitet. Gegenüber Gösta sagten un-
sere Gesprächspartner:innen, dass ins-
besondere die Themen Wohnen und 
eine Anhebung des Taschengeldes sehr, 
sehr dringlich seien.

Ein Gesprächspartner schildert seine 
aktuelle Situation: Die ca. 400 Euro Ta-
schengeld gehen für sein Zimmer in ei-
ner Kieler WG drauf, für alles andere 
bleibt ihm dann nur noch das monatli-
che Kindergeld. Nebenbei jobben ist 
nicht oder nur begrenzt realisierbar. 
Eine FÖJ-Stelle ist schließlich eine 
Vollzeitstelle und hat ein vergleichbares 
Aufgabengebiet. Die schlechten finan-
ziellen Rahmenbedingungen bewirken, 
dass die Freiwilligendienste nicht allen 
interessierten, motivierten jungen Men-
schen offenstehen. In vielen Fällen ent-
scheidet die Antwort auf die Frage 
„Können sich das meine Eltern leis-
ten?“ darüber, ob man so einen Dienst 
überhaupt antreten kann. Wohlgemerkt 
einen Dienst an und für uns alle und für 
die uns umgebende Natur und Umwelt.

Mit ihren Forderungen rennen die FÖJ-
ler bei uns Linken natürlich offene Tü-
ren ein. Eine Angleichung des Taschen-
geldes an die BAFÖG-Sätze ist schon 
lange eine unserer Forderungen und 
längst überfällig. Das FÖJ darf einfach 
nicht vom Geldbeutel der Eltern ab-
hängen!

Das sehr angenehme Gespräch haben 
wir mit einem kleinen Spaziergang ent-
lang der Schwentine abgerundet und 
dabei noch was gelernt: Die Wasserfle-
dermaus fliegt auf der Suche nach In-
sekten in kleinen Spiralen mit wenig 
Abstand über die Wasseroberfläche, 

während der große Abendsegler in ei-
ner langgestreckten Linie dahingleitet 
und dabei sein Maul aufsperrt.

Politische Informationsfahrten nach 
Berlin

An unseren Informationsfahrten nach 
Berlin haben im April und Mai bereits 
knapp hundert Menschen aus Schles-
wig-Holstein teilgenommen. Mit dabei 
etwa eine Berufsschulklasse für Metall-
bauer aus Ahrensburg, der 11. Jahrgang 
des Geographieprofils der Max-Planck-
Schule Kiel, eine internationale Gruppe 
aus Lübeck, Genoss:innen vom Flens-
burger SDS und aus weiteren aktivisti-
schen Kreisen.

Neben dem gesetzten Programmpunkt 
„Besuch im Deutschen Bundestag“ und 
„Gespräch mit dem Abgeordneten“, 
standen die Rosa-Luxemburg- Stiftung, 
die Ausstellung „Topografie der Terrors“ 
und die „Gedenkstätte Deutscher Wi-
derstand“, das Potsdamer Institut für 
Klimafolgenforschung (PIK) und die 
Ausstellungen „On Water“ im Hum-
boldt-Forum und „Natur und deutsche 
Geschichte: Glaube – Biologie – Macht“ 
im Deutschen Historischen Museum 
auf dem Programm. Aber auch ein be-
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sonderer Stadtrundgang mit Rosie von 
querstadtein zu den Folgen des Klima-
wandels und ein Treffen mit einer 
Campaignerin von Urgewald, einer Or-
ganisation, die sich u.a. mit dem klima-
schädlichen Investitionsverhalten von 
Banken und Versicherungen beschäf-
tigt.

Bei beiden Fahrten wurde viel darüber 
diskutiert, wie uns die Klimakatastro-
phe betrifft, was wir konkret tun kön-
nen und wie der Weg zu einer gerech-
teren und nachhaltigeren Welt aus-
sieht.

Das Geographieprofil der Max-Planck-
Schule in Kiel hat Eindrücke der Fahrt, 
besonders den Besuch beim PIK, direkt 
in ihr laufendes Schulprojekt einfließen 
lassen. Sie haben über Monate an einer 
Plakatausstellung gearbeitet, die sich 
der Klimakatastrophe, ihren Folgen und 
unseren Einflussmöglichkeiten widmet. 
Das Projekt ist so gut geworden, dass 
die Ausstellung jetzt mit Unterstützung 
eines großen Schulbuchverlags verviel-
fältigt wird, um bundesweit an Schulen 
eingesetzt zu werden. 

Da Gösta am Tag der Ausstellungser-
öffnung auf Ausschussreise war, hat 
Robin stellvertretend für unser Team 
teilgenommen und auf dem Podium 
mit den Schüler*innen und Lehrkräften 
über sozial gerechten Klimaschutz dis-
kutiert.

Gösta wird die Schule Anfang Herbst 
besuchen und sich von den Schüler:in-
nen durch die Ausstellung führen las-
sen.

Skandinavienreise
Dänemark

Wir waren mit einer Delegation des 
Umweltausschusses zu Besuch in Dä-
nemark. Dabei haben wir uns der Frage 
gewidmet, wie Klimaschutz und Däne-
mark funktioniert und was wir daraus 
lernen können. Dänemark gehört zu 
den Vorreitern in Sachen Klima- und 
Energiepolitik in Europa. Auf der Reise 
bekam ich im State of Green einen Ein-
blick in Dänemarks grüne Transforma-
tion, habe in einem Treffen mit der Bot-
schafterin näheres zu der politischen 
Situation in Dänemark erfahren, hatte 
einen Termin mit dem dänischen Bau-
ernverband, habe mich mit Kol-
leg*innen von dem grünen Think-Tank 
Concito getroffen, habe mir einen Ab-
stecher nach Christiania nicht nehmen 
lassen und Vieles mehr. Unser Nach-
barland zeigt dabei viele positive Ent-
wicklungen im Bereich Klima- und 
Energiepolitik. Dänemark will bis 2030 
seine Treibhausgasemissionen



gegenüber 1990 um 70 Prozent senken. 
Schon heute kommen 64 Prozent des 
Stroms aus Wind und Sonne. Darüber 
hinaus werden 70 Prozent der Haushal-
te mit Fernwärme beheizt, 80 bis 90 
Prozent der Kommunen haben bereits 
einen eigenen Klimaplan und Fernwär-
meversorger unterliegen einem Ge-
winnverbot. Für die Wasserversorgung 
gibt es eine ähnliche Regelung. 
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Finnland

Nach unserem Besuch in Dänemark 
ging es weiter nach Helsinki.  Auch dort 
haben wir uns ein Bild von der finni-
schen Energie- und Klimapolitik ge-
macht. Wir habe das Parlament be-
sucht, ein AKW samt Endlager ange-
schaut und einen Betrieb besichtigt, 
der sich auf grünen Wasserstoff spezia-
lisiert hat.

Auch Finnland macht vieles richtig. So 
haben wir uns mit Kolleg*innen über 
die Vision Zero und die Verkehrswende 
in Helsinki ausgetauscht. Ziel ist es, die 
Zahl der Verkehrstoten auf null zu sen-
ken. Dafür werden Radwege konse-
quent ausgebaut und sicherer ge-
macht. Zudem werden Tempolimits 
durch einkommensabhängige Bußgel-
der streng durchgesetzt. So gehen Si-
cherheit, lebenswerte Städte und Kli-
maschutz Hand in Hand. Finnland setzt 

ebenfalls stark auf Erneuerbare und 
plant, bis 2035 klimaneutral zu sein. 
Dynamische Stromtarife sorgen schon 
jetzt für günstigen Strom zu bestimm-
ten Tageszeiten. Auch beim Thema grü-
ner Wasserstoff ist Finnland ganz vorne 
mit dabei. Allerdings setzt das Land 
parallel weiterhin auf Kernkraft. Bei 
meinem Besuch habe ich mich in mei-
ner Ablehnung von neuen Atomkraft-
werken mehr als bestätigt gefühlt, weil 
sich auch in Finnland zeigt, dass neuer 
Atomstrom schlicht unrentabel gewor-
den ist.

Zuletzt musste ich in Finnland aber 
auch mit ansehen, wie eine rechte Re-
gierung linke Errungenschaften zurück-
dreht. Dort regieren die Konservativen 
zusammen mit den rechtspopulisti-
schen Basisfinnen. Die Bilanz ist ver-
heerend: massiver Sozialabbau, Kür-
zungen, die das soziale Zusammenle-
ben angreifen, Bremsklotz bei der 
Energiewende und eine steigende Ob-
dachlosigkeit. 

Sowohl Finnland als auch Dänemark 
zeigen viele Ansätze, wie Klimagerech-
tigkeit aussehen kann und wie wir le-
benswertere Städte und Kommunen 
schaffen. Ich habe einige dieser Ideen 
mit nach Berlin genommen und danke 
allen Beteiligten herzlich für die Gast-
freundschaft!
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Parlamentarische Initiativen
E-Autos bezahlbar für alle 

Gemeinsam mit meiner Kollegin Agnes 
Conrad habe ich einen Antrag einge-
bracht, um Elektro-Autos bezahlbar zu 
machen und deren Förderung sozial 
und ökologisch neu auszurichten. Vor 
allem gebrauchte E-Autos, die weitaus 
erschwinglicher sind, sollen gefördert 
werden. Wir haben in unserem Antrag 
außerdem die Bundesregierung aufge-
fordert, ein Programm über die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) für ver-
günstigtes Leasing von E-Fahrzeugen 
(„Soziales Leasing“) einzuführen, das 
gezielt Haushalte mit geringem Ein-
kommen sowie Familien unterstützt. 
Förderfähig müssten ausschließlich 
batterieelektrische Fahrzeuge sein. Der 
Kauf oder das Leasing von Plug-in-
Hybridfahrzeugen sowie Fahrzeugen 
mit Range-Extendern muss ausge-
schlossen werden, denn genau diese 
sind weder umweltfreundlich noch 
effizient. Die Antriebswende ist ein 
Baustein für die gesamte Verkehrswen-
de und dafür braucht es dringend ein 
9-Euro-Ticket, massiven Ausbau von 
Bus- und Bahnstrecken, um mittelfris-
tig die Abhängigkeit auf den individuel-
len Autoverkehr zu reduzieren und die 
Klimaziele zu erreichen.

LNG-Flüssiggas aus den USA stop-
pen!

Donald Trump sorgt weltweit für Unru-
he und das bekommen wir alle welt-
weit zu spüren. Die EU sowie die Bun-
desregierung hält dem jedoch nichts 
entgegen: Die EU  hat sogar mit Trump 
verabredet, dass Europa massiv Flüs-
siggas (LNG) aus den USA importieren 
soll. Das ist der komplett falsche Weg  

– klimapolitisch sowie für die europäi-
sche Unabhängigkeit. Deswegen habe 
ich ein Antrag miteingebracht, welches 
einen sofortigen Stopp von LNG-Gas 
aus den USA verlangt. Außerdem haben 
wir als Fraktion in dem Antrag verlangt, 
die bestehenden Lieferverträge zwi-
schen der SEFE (die aktuell verstaat-
lichte Gazprom Germania) und  der 
EnBW (Energie Baden-Württemberg 
AG) mit dem US-Unternehmen Venture 
Global LNG einer umfassenden Über-
prüfung zu unterziehen und eine Kün-
digung durch die Staatsfirma SEFE 
rechtlich zu prüfen. Außerdem wollen 
wir den übermäßig geplanten Bau von 
LNG-Terminals stoppen wie z.B. das 
LNG-Importterminals im Vogelschutz-
gebiet in Wilhelmshaven. Nur mit ei-
nem massiven Ausbau von erneurba-
ren Energien und einem Gasausstiegs-
plan sind die Klimaziele erreichbar so-
wie lassen sich gute, zukunftsfähige 
Jobs für die deutsche Wirtschaft erzie-
len.

Wortmeldung Antisemitismus

Aus Sorge um unsere Partei habe ich 
im Kontext der eskalierten Antisemitis-
musdebatte eine Wortmeldung ge-
schrieben. Diese findet ihr auf meiner 
Website lorenz-goesta-beutin.de

Und mehr

Veranstaltung mit Moshe Zimmermann

Mittwoch, 2. September, 19 Uhr, 
Veranstaltung mit dem israelischen 
Historiker Moshe Zimmermann, 
Mitautor der "Jerusalem Declaration on 
Antisemitism".

Fragen, Anmerkungen, Ideen 
und Hinweise nehme ich gerne 
unter lorenz.beutin.
wk@bundestag.de entgegen. 


